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§33
Durchführung

Die Durchführung umfaßt die Ordnungsmaßnahmen und die 
Baumaßnahmen innerhalb des förmlich festgelegten Sanierungsge­
biets, die nach den Zielen und Zwecken der Sanierung erforderlich 
sind.

§34
Ordnungsmaßnahmen

(1) Die Durchführung der Ordnungsmaßnahmen ist Aufgabe der 
Gemeinde; hierzu gehören

1. die Neuordnung der Grundstücksverhältnisse und der Erwerb 
von Grundstücken,

2. der Umzug von Bewohnern und Betrieben,
3. die Freilegung von Grundstücken,
4. die Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen sowie
5. sonstige Maßnahmen, die notwendig sind, damit die Baumaß­

nahmen durchgeführt werden können.
Durch die Sanierung bedingte Erschließungsanlagen einschließlich 
Ersatzanlagen können außerhalb des förmlich festgelegten Sanie­
rungsgebiets liegen.

(2) Die Gemeinde kann die Durchführung der Ordnungsmaßnah­
men aufgrund eines Vertrags ganz oder teilweise dem Eigentümer 
überlassen. Ist die zügige und zweckmäßige Durchführung der 
vertraglich übernommenen Ordnungsmaßnahmen durch einzelne 
Eigentümer nicht gewährleistet, hat die Gemeinde insoweit für die 
Durchführung der Maßnahmen zu sorgen oder sie selbst zu überneh­
men.

§35
Baumaßnahmen

(1) Die Durchführung von Baumaßnahmen bleibt den Eigentümern 
überlassen, soweit die zügige und zweckmäßige Durchführung durch 
sie gewährleistet ist; der Gemeinde obliegt jedoch

1. für die Errichtung und Änderung der Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen zu sorgen und

2. die Durchführung sonstiger Baumaßnahmen, soweit sie selbst 
Eigentümerin ist oder nicht gewährleistet ist, daß diese vom 
einzelnen Eigentümer zügig und zweckmäßig durchgeführt 
werden.

Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die Sanierung bedingte 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen können außerhalb des förm­
lich festgelegten Sanierungsgebiets liegen.

(2) Zu den Baumaßnahmen gehören
1. die Modernisierung und Instandsetzung,
2. die Neubebauung und die Ersatzbauten,
3. die Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folge­

einrichtungen sowie
4. die Verlagerung oder Änderung von Betrieben.

§36
Kosten- und Finanzierungsübersicht

(1) Die Gemeinde hat nach dem Stand der Planung eine Kosten- 
und Finanzierungsübersicht aufzustellen. Die Übersicht ist mit den 
Kosten- und Finanzierungsvorstellungen anderer Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Sanierung berührt wird, 
abzustimmen und der Aufsichtsbehörde vorzulegen.

(2) In der Kostenübersicht hat die Gemeinde die Kosten der 
Gesamtmaßnahme darzustellen, die ihr voraussichtlich entstehen. Die 
Kosten anderer Träger öffentlicher Belange für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Sanierung sollen nachrichtlich angegeben 
werden.

(3) In der Finanzierungsübersicht hat die Gemeinde ihre Vorstellun­
gen über die Deckung der Kosten der Gesamtmaßnahme darzulegen. 
Finanzierungs- und Förderungsmittel auf anderer rechtlicher Grund­

lage sowie die Finanzierungsvorstellungen anderer Träger öffentli­
cher Belange sollen nachrichtlich angegeben werden.

(4) Die Gemeinde und die Aufsichtsbehörde können von anderen 
Trägern öffentlicher Belange Auskunft über deren eigene Absichten 
im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet und ihre Kosten- und 
Finanzierungsvorstellungen verlangen.

Dritter Abschnitt 
Sanierungsträger und andere Beauftragte

§37
Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde

Die Gemeinde kann sich zur Erfüllung von Aufgaben, die ihr bei 
der Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung obliegen, eines 
geeigneten Beauftragten bedienen. Sie darf jedoch die Aufgabe,

1. Ordnungs- und Baumaßnahmen durchzuführen, die der Gemein­
de nach den §§ 34 und 35 obliegen,

2. Grundstücke oder Rechte an ihnen zur Vorbereitung oder 
Durchführung der Sanierung im Auftrag der Gemeinde zu 
erwerben,

3. der Sanierung dienende Mittel zu bewirtschaften,
nur einem Unternehmen übertragen, dem die zuständige Behörde 
nach § 38 bestätigt hat, daß es die Voraussetzungen für die Übernah­
me der Aufgaben als Sanierungsträger erfüllt.

§38
Bestätigung als Sanierungsträger

(1) Die Bestätigung für die Übernahme der Aufgaben als Sanie­
rungsträger kann für den Einzelfall oder allgemein nur ausgesprochen 
werden, wenn

1. das Unternehmen nicht selbst als Bauunternehmen tätig oder 
von einem Bauunternehmen abhängig ist,

2. das Unternehmen nach seiner Geschäftstätigkeit und seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen geeignet und in der Lage ist, die 
Aufgaben eines Sanierungsträgers ordnungsgemäß zu erfüllen,

3. das Unternehmen, sofern es nicht bereits kraft Gesetzes einer 
jährlichen Prüfung seiner Geschäftstätigkeit und seiner wirt­
schaftlichen Verhältnisse unterliegt, sich einer derartigen Prü­
fung unterworfen hat oder unterwirft,

4. die zur Vertretung berufenen Personen sowie die leitenden 
Angestellten die erforderliche geschäftliche Zuverlässigkeit be­
sitzen.

(2) Die Bestätigung kann widerrufen werden, wenn die Vorausset­
zungen nach Absatz 1 nicht mehr vorliegen.

(3) Die Bestätigung wird durch den Minister für Bauwesen, 
Städtebau und Wohnungswirtschaft ausgesprochen.

§39
Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger

(1) Der Sanierungsträger erfüllt die ihm von der Gemeinde 
übertragenen Aufgaben nach § 37 Satz 2 im eigenen Namen für 
Rechnung der Gemeinde als deren Treuhänder. Der Sanierungsträger 
hat der Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen.

(2) Die Gemeinde und der Sanierungsträger legen mindestens die 
Aufgaben, eine von der Gemeinde hierfür zu entrichtende angemesse­
ne Vergütung und die Befugnis der Gemeinde zur Erteilung von 
Weisungen durch schriftlichen Vertrag fest. Er kann von jeder Seite 
nur aus wichtigem Grund gekündigt werden.

(3) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, die Grundstücke, die er 
nach Übertragung der Aufgabe zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, nach Maßgabe des § 57 Abs. 1 und unter 
Beachtung der Weisungen der Gemeinde zu veräußern. Er hat die 
Grundstücke, die er nicht veräußert hat, der Gemeinde anzugeben 
und auf ihr Verlangen an Dritte oder an sie zu veräußern.


